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Betrifft: Auswirkungen der Klimaschutzpolitik auf die Beschäftigungsquote im 
Mobilitätssektor

Die systematische Überprüfung bestehender Gesetzgebung ist das zentrale 
Steuerungsinstrument, um sicherzustellen, dass die Ziele der Klimaschutzpolitik in einem 
realistischen Verhältnis zu den Rahmenbedingungen des Mobilitätssektors stehen. Der 
politisch gewollten schnellen Marktdurchdringung von E-Fahrzeugen mangelt es an einem 
parallelen Vorstoß zu der Umstellung von Lieferketten und der Attraktivitätssteigerung des 
Konsumentenmarktes. Dies führt bereits heute zu massiven Verwerfungen: 
Automobilhersteller planen den umfassenden Abbau von Arbeitsplätzen.

Dies wirft folgende Fragen auf:

1. In welchem Ausmaß führt das Verbot der Neuzulassung von Fahrzeugen mit 
Verbrennungsmotor ab 2035 („Verbrennerverbot“) bereits heute zu 
Arbeitsplatzverlusten bzw. wie hoch sind die zu erwartenden Arbeitsplatzverluste bis 
2035?

2. Welche Auswirkungen hätte ein technologieneutraler Ansatz auf die Sicherung von 
Arbeitsplätzen bei Automobilherstellern und der Zulieferindustrie?

3. Erwägt die Europäische Kommission eine vorzeitige Evaluierung der für den 
Automobilsektor relevanten Gesetzgebung? Falls ja, in welchem Zeitrahmen? Falls 
nein, mit welcher Begründung?
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